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Bei der Ermittlung der betriebsüblichen

Zahl der Arbeitstage zur Berechnung des

Jahresarbeitsverdienstes sind auch nicht

nur vorübergehend eingelegte Feier¬

schichten zu berücksichtigen.

Grundsatz], I:. des RVA. vom 14. Dezembei
1932 In 51(17 321.

Drr seil dem Jahre 1920 aul der Zeche Rh. in H.

zuletzt als Lehrhauer beschäftigte Kläger erlitt

am 7. August 1931 einen Betriebsuntall, für

.en Folgren ihm durch den elas Verfahren

in Laut setzenden Bescheid vom 29. April 1932

eine vorläufige Rente von 25 v. H. gewährt
wurde. Bei der Berechnung des diesei Rente

zugrund« legten Jahresarbeitsverdienstes nach

§ )f>4 RVO. crino- die Beklagte davon aus, dafi

er Kläger im Jahre vor dem Unfall, also in der
Zeit vom 7. August 1930 bis zum 6« August 1931

an 234 Arbeitstagen sn barem Lohn insgesamt
2171,93 RM., also im Tagesdurchschnitt 9,28RM.
verdient hatte. Diesen Tagessatz hat die Be¬

klagte mit 247 als der betriebsüblichen Zahl der

Arbeitstage vervielfältigt und dem sich hieraus

ergebenden Betrag von 2292,16 RM. den Wert

der Sachbezüge in Hohe von 63,25 RM. hinzu¬

gezählt, s<> dafi sie ZU einem Jahresarbeitsver-

dienst voi 2355,41 RM. gelangte. Die Zahl 247

stellt den Durchschnitt der von dei Arbeiter¬

gruppe der Lehrhauer auf der Zeche im vor¬

letzten und letzten Jahre voi dem Unfall ge¬
leisteten Arbeitstage dar, die in der Zeit vom

7. August 1929 bis zum 6. August 1930 .269 und

in der Zeil vom 7. August 1930 bis un

6. August IQ3I 224 betrug.
(legen diesen Bescheid hat der Klager Berufung
eingelegt mit dem Antrag« inen durchschnitt¬

lichen I sarbeitsverdienst entsprechend dem

§ 564 Abs. 1 der RVO. mit 300 statt mit 247 zu

vervielfältigen! und zui Begründung dieses An-

träges ausgeführt, dafi 300 Arbeitstage auf dei
Zeche Rh. betriebsüblich seien und dafi dii n-

legung von Feierschichten infolge d(*r ung
s Wirtschaftslebens keine Aenderung der

üblichen Betriebsweise im Sini d« >i 564
Abs. 2 a. a. O. bedeute Durch die Wahl des

>rtes „Betriebs* komme zum Ausdruck.
ewisse Stetigkeit gefordert werde.

die Beklagt« in wirtschaftlich günstigen
Ueberschichten nicht berücksichtigt

sei s; uch nicht berechtigt, in schlecht*

n die Feierschichten von dei betriebst
»liehe i Zahl dei Arbeitstage abzurechnen.

I)if Beklagte hat darauf entgegnet, dafi sich b

Nichtberücksi« gnng der Fei« hichten 'in

starkes M rhältnis zwischen dem von einem

Verletzt« Jahn vor dem Untall tatsächlich

erzielten Lohn und seiner Rente ergäbe, so dafi

letztere /. B. bei der Vollrente, höher sein

könne als der erster Im übrigen schütze elie

Mindestgrenze des $ 570 der RV<). die Ver¬

letzten vor Härten.

Das OVA. hat die Sache an das RVA. zur

grundsätzlichen B. nach $ IWJ der RVO. ab¬

gegeben« Es vertritt die Auffassung, dafi der

Standpunkt des Klagers richtig sei, da die

augenblicklichen Wirtschaftsverhältnisse mz

anormal seien und dafi daher die verkürzte Ar¬

beitszeit nicht als übliche Betriebsweise aner¬

kannt werden könne.

Die Beklagte hat noch eine Aufstellung dei
Zeche über die in den letzten Jahren eingelegten
für alle Arbeitergruppen gleichen Feierschichten

eingereicht. Danach entfallen auf die Zeit vom

September 1927 bis zum August 1928: 4 Feier¬

schichten, vom September 1928 bis /um August
1929: eine Leierschicht, vom September 1929
bis zum August 1930: 3t) Feierschichten, vom

September 1930 bis zum August 1931: 79 Feier¬

schichten, vom September 1^31 bis zum Ai^gust
1932: 117 Feierschichten.
Die Voraussetzung des S \Wl der RVO., dafi
das OVA. endgültig zu entscheiden ha

würde, ist erfüllt Da es sich um eine vorläufige
Rente handelt, ist der Rekurs nach S 1700 Xr. 7

O. auch dann ausgeschlo wenn nur

et Jahresarbeitsverdienst streitig ist (zu ver¬

gleichen E. 2727, AN. I«I4 S. 622 EuM« Bd. 3

S. 321 Nr. 127). V unter „üblicher Betriebs-

W< im Sinne dei $$ 564ff. der RVO« zu

verstehen ist, wird allerdings im w< sentlichen
nach tatsächlichen Gesichtspunkten zu beurteilen
sein. Die Frag« ber, welche Bedeutung bei

der Würdigung <U>\- tatsächlichen Vei hältnisse

den. Umstand zukommt, dafi infolg« dei

schlechten Wirtschaftslage dii* schon einige
Jahre dauert und deren Ende nicht abzusehen

ist, die Arbeitszeil zahlreicher Betriebe in den

einzelnen Jahren erheblichen Schwanl

unterliegt, kann tun aui Grund rechtliches Er¬

wägungen beantwortet werden. Der Senat h

daher di«* Abgabe dei Sache als zulässig ang«
sehen. Von der Erwäguni hend, daß die

in einem das pai Jahr hindurch lauf«
Betrieb Beschäftigten in der Regel an 100 Tag«
ihrlh!, arbeiten, hatte dei (iesi tzg< ber bereits ii

3 Abs. 2 Satz 1 des UnfVG vom 6. Juli 1884

vorgeschrieben, dafi bei Berechnung des Jahres«
arbeitsverdienstes rundsätzlich m 300

triebsüblichen Ai beitst n auszugehen, daß

also dei durchschnittliche tägliche Ai beits\ er-

di« dei B täftigten mi1 dieser Zahl zu ver¬

vielfältigen sei. Um aber dem die Vorschriften
nl die Berechnui des Jahresarbeitsver-

i



dienst* > von Anfang an beherrschenden Grund¬

gedanken Rechnu u tragen, daß Her Jahre

rbeitsverdienst i liehst dem im Jahre vor

dem Unfall im Betrieb erzielten t chlichen

Verdienst anzupassen sei« und um Ungerechtig¬
keiten zu vermeiden, di«* sich aus der Verviel-

iltigung mit 300 nach ch inen oder anderen

hin >en könnten (zu vergleichen E.

363, AN. »SS7 S. 162), war im Sit/ 2

als Ausnahm« >n der L 1 vo eben, dafi

die üblich» Betriebsw« auch eine höhere oder

nie*drige*re / ihl von Arbeitstagen als 300 er¬

geben könne. I)ie>><- Rechtslage ist im wesent¬

lichen um t von der RVO. übernommen

worden und hat in ihrem $ 304 ihren Nieder-

fundei Ueber die Handhabung der

bez« u!m« ten Ausnahmevorschriften hat sich

RVA. in einer Reihe von E.en au

sprachen, di imtlich darauf hinauslaufen, dafi

bei dn Ermittlung der betriebsübtichen Zahl

dei Arbeitstage nn» ein. wis^ Stetigkeit dei
Betriebsverhältnisse Bedacht zu nehmen und
daß in dei Person der einzelnen Beschäftigt«
Ii«- l<* odei die lirti iebsabw ickluii beein¬

flussende zufällig« o er vorübergehende Um-

inde ein Abweichen von dt Normalzahl

300 nicht rechtfertigen. soll auch eine durch

die übliche Betriebsweise bedingt«» höhere oder

niedrigere Zahl VOn Arbeits: n tunlichst nach

einem Zeitraum von mehreren Jahren bestimmt

weiden, wobei es allerdings nicht angeht, rein

Schematisch den Durchschnitt eine »leben

Zeitraums zu nehmen, wenn sich die Zahlen dei

d die einzelnen Jahre entfallenden Arbeitstage
ei heblich voneinander unterscheiden (zu vei -

gleichen Handbuch cler UnfV. 3. Aufl. Bd. I

S 272/273 Anmerkungen 7- 0 zu $ 10 des

GewlInfW und RVO. mit Anmerkungen,
rausgegeben von Mitgliedern des RVA.

X \nll. ]\d. VA S. 145 Anm. 6 zu S 564).
Die üblich«* Betriebswei ergibt sich ab

in jedem Fall ier ei. gewiss nicht

unerhebliche Zeit hindurch geltenden t tt~

(blichen Hebung, die durch besonderen

V< rhältnis entspringende Ausnahmen nicht

berührt wird. Solche ursprünglich nur vor-

übergehenden Ausnahmen können aber zui

Regel werden, so dafi sin die üblich** Betriebs¬

weise ändern, ja, daß sie* SOgar die Her¬

ausbildung einer Uebung überhaupt unmöglich
•eben (zu vergleichen EuM. Bd. 32 S. 451

Ni 195). Derartige Wirkungen haben die nun¬

mehr schon seit einer Reihe von Jahren be

stehenden aufiergewöhnlichen \\ ii tschaftsver-

hältnisse, deren Ende noch nicht abzusehen ist

hlreiche Betriebe ausgeübt. Die in grofiem
Umfange erforderlich gewordenen Betriebsein¬

schränkungen haben zur Einlegung von Feier¬
schichten, also /ur Verminderung der Zahl dt

jährlichen Arbeitstage* der ganzen Belegschaft
oder einzelnei Vrbeitergruppen geführt, m enn

nah dei Betrieb seihst das ganze Jahr hin¬

durch aui i echter halten worden ist Infolge¬
dessen entspricht die vor Eintritt di< beson¬

deren Verhältnis betriebsübliche Zahl von

Arbeitstagen hingst nicht mehr der wirklichen

Hebung, SO dafi sie auch nicht mehr als Ver-

vielfältiger bei Berechnung «les Jahresarbeits¬

verdienstes dienen kann. Ihre Beibehaltung, ins-

besondei »weit die Zahl 300 oder eine höhei

in 1 >cht kommt, würde* überdies gar nicht

selten dazu führen, daß der Betrag der Renten
höher sein würde als der tatsächliche Entgelt,
den eier Verletzte in elem gleichen Zeitabschnitt
erzielt haben würde, wenn er elen Unfall nicht

litten hätte*. Ob sich in einzelnen Betrieben

inzwischen eine neue Uebung mit einer be¬
stimmten Zahl von Arbeitst n herausgebildet
hat, ist Tati e und nach den oben erörterten

Gesichtspunkten zu beurteilen. ßesonrh-

schwierig liegen che Fälle, in denen die Zahl

cler Feierschichten in den einzelnen Jahren sehr

erhebliche Unterschiede aufweist, wie sie die

oben wiedergegebene, einen Zeitraum von fünf
Jahren umfassende Autstellung der Zeche Rh.

ar sinnfäll: eigt Hier kann von einei
üblichen Betriebsweise, geschweige denn von

einer neuen Uebung überhaupt keine Rede
mehr sein, so daß insbesondere auch nicht eine*

bestimmte, etwa aus dem Durchschnitt

Reihe von Jahren errechnete* niedrigere Zahl als

300 schlechthin als elie* betriebsübliche Zahl dei
Arbeitst angesehen werden kann. Man steht

somit in Lullen dieser Art, che der Gesetzgebei
inerzeit nicht voraussehen konnte und denen

e i daher auch nicht durch eine entsprechende

Fassung der in Betracht kommenden Vorschrif¬

ten Rechnung getragen hat, vor dem Ergebnis,
dafi diese Vorschriften, soweit die betriebs¬
übliche Zahl der Arbeitstage als Berechnung
faktor in Frage kommt, ihrem Wortlaut nach

undurchführbar geworden ind. Ein Ausweg
ms einer solchen Lage läßt sich wohl kaum aul

andere Weise finden, als daß man zurückgehend
auf den oben erwähnten Grundgedanken des

Gesetzgebers, dafi der für die Rentenberech¬

nung maßgebende Jahresarbeitsverdienst tun¬

lichst dem Entgelt angepaßt werden soll, den
«Ier Verletzte im Jahre* vor dem Unfall durch

rätigkeit im Betriebe tatsächlich verdient

hat, bei Berechnung ch Jahresarbeitsvei
dienstes an Stelle der betriebsüblichen Zahl dei

Arbeitstage stets die Zahl der Tage setzt, wüh¬

lend deren ehe» Arbeitsgruppe*, welcher dei

Verletzte angehört, in dem Jahre* vor dem Un¬

fall gearbeitet hat 1>afi sich dabei Jahresarbeits
Verdienste ergeben, die durchweg niedriger sein

werden als die in elem betreffenden Betriebe
früher erzielten, würde* gerade wegen ihrer An¬

passung an die* tatsächlichen Itntgeltverhältniss*
und, da im übrigen durch $ 570 der RVO. ein

Mindestjahresarbeitsverdienst gewährleistet wird,
keine unerträgliche Härte für die Verletzten be¬

deuten, zumal wenn man berücksichtigt, elaß

die* jetzigen Wirtschaftlichen Verhältnisse die4

Lebenshaltung fast des ganzen Volkes t-mp-

findlich beeinträchtigen. Man könnte einei

solchen B« mungsweise auch nicht entgegen¬

halten, daß ehe» Höhe des Jahresarbeitsverdien¬
stes dann allzusehr von Zufälligkeiten, nämlich

von abhinge*, ob in dem Jahre- vor dem Un¬

iall eine* größere oder kleinere Anzahl Feier¬

schichten vom Betriebe eingelegt worden ist.

Denn solche* Zufälligkeiten haben von jeher die

1 lohe des Jahresarbeitsverdienstes beeinflussen

können, indem sie» sich unmittelbar in dem

durchschnittlichen Tagesverdienst auswirkten.
Wi«* auf cler nen Seit« Krankheit! Ier

ästige in der Person eles einzelnen Arbeiters

liegende Umstände oder schlechter Geschäfts¬

ing des Betriebes den Durchschnitt eles 1 s-

rdienstes hernbdrücken konnten, konnte ihn



•ndererseits eine gute, mit Gelegenheit zu

Ueberstunden verbundene Betriebslage in die

Höhe treiben (zu vergleichen E. 3246 I, AN. 1927

S. 226, EuM. Bd. 20 S. 202 Nr. 106). Die Be¬

hauptung in der Berufungsschrift, Ueberstunden

würden bei Berechnung des Jahresarbeitsver¬

dienstes nicht berücksichtigt, ist selbstverständ¬

lich falsch.

Der Senat hat sich nach $ 1603 Abs. 5 Satz 2
<ler RVO. darauf beschränkt, den sich aus den

vorstehenden Darlegungen ergebenden Grund-

uz auszusprechen und Fingerzeige für seine

praktische Durchführung zu geben. Die sach¬

liche Entscheidung des voi liegenden Falles muß

dem OVA. überlassen bleiben, das zu beachten

haben wird, elaß die Beklagte an elen in ihrem

Bescheid festgesetzten Jah rbeitsverdienst
iuf (eden Fall gebunden ist.

Das Unterbleiben der Feststellung des

Ruhens der Leistungsansprüche ist jeden¬
falls dann kein Grund zur Berichtigung
oder zur Ergänzung der Entscheidung,
wenn die Frage des Ruhens bei der

Urteilsfindung nicht erkennbar in Be¬

tracht gezogen ist.

E, des RVA. vom 7. Juni 1933 IIK 70 33 BS.

Unter „ähnlichen offenbaren Unrichtigkeiten44
LS. des $ 1073 RVO. sind nicht Mängel eles

Wollcns, sondern nur solche im Ausdruck dt
llte*n zu verstehen. Bei Irrtum über die*

tatsächlic ien Unterlagen der B. oder Rechts-
illtum besteht keine Möglichkeit der Berichti¬

gung (zu vergl. RVO. mit Anm., herausgegeben
von MitgL des RVA. Band I 2. Aufl. S. 284

Anm. I ZU § 1073). Vorliegend handelt es sich

nicht um Mängel im Ausdruck des Gewollten,
sondern um einen Irrtum über die* tatsächlichen

Unterlagen der II. Us bieten weder die Gründe
der E. des OVA., noch die Niederschrift über
die* mündliche Verhandlung oder der sonstig
Akteninhalt einen Anhalt dafür, daß die Fi

les Ruhens bei eler Ui teilstindung miterörtert

und nur in der Urteilsformel versehentlich
außer Betracht geblieben wän (offenbar ist

vielmehr das OVA. erst elurch i\en Schriftsatz

eler beklagten Kasse vom IQ. Januar 1933, also

nach ch Verkündung des Urteils auf diese

Frage aufmerksam geworden. Unter diesen

Umständen ist für eine* Berichtigung des er¬

ahnten Urteils kein Raum.

Ebensowenig würde* eine Ergänzung ($ 1674

RVO,) dieses IL teils hinsichtlich des Ruhens

•s Kr.geldes statthaft sein; denn es handelt

sich um keinen von der Partei erhobenen Haupt-
lei Nebenanspruch, der im Urteil ni ooei

teilweise übergangen wäi •

< )l> im übrigen aus dem Urteil vollstreckt wei

den kann oder ob nicht vielmehr die Kass*
jetzt noch das Ruhen des Kr.gehl» u-

sprechen in der Lage* ist. daß hierüber im

Streitfall in einem neuen Feststellungsverfahren
maß $ l()3n RVO. zu entscheiden wäre, kann

unerörtert bleiben (zu vergl« auch elie Recht¬

sprechung des RVA. auf dem Gebiete der InvV.:
RV(). mit Anm.f heraus) von Mitgl. de

RVA. Bd. IV 2. Aufl. S. 105 tbem. zu * 1311 ii.

der RVO., insbesondere S. I0o Abs. 3 und 8)

„Selbstwerbung von Holz" Iceine der Un-

fallVersicherung unterliegende Tätigkeit.

E. ehs RVA. vom 14. Dezember 1933 Ia 9783/32*.

K. hatte wie viele andere Notleidende, insbeson¬

dere* Erwerbslose, von dem zuständigen Förster

die Erlaubnis erhalten, sich Holz aus dem

Forste holen zu elürfen. Die Forstverwaltung
hatte in zahlreichen Fällen Bedürftigen in deren

Interesse die Erlaubnis zur sogenannten Selbst-

Werbung von Holz erteilt, indem sie gegen eine

geringe Anerkennungsgebühr, deren Betrag
in keinem Verhältnis zum Werte eles geworb
nen Holze tand, den an sich nicht erforder¬

lichen Aushau abgestorbener Hölzer zuge¬

lassen hatte. Als eine im Interesse der Forstver-

titung liegende Durchforstung kann dies

ushau toten Holzes nicht angesehen werden«

Wenn, wie che Kläger behaupten, von den

Selbstwerbern gelegentlich auch lebendes Holz

gehauen worden ist, so ist die t-^en das aus¬

drückliche Verbot dei Forstverwaltung ge¬

schehen, jedenfalls kann hieraus nicht auf eine

dtn Interessen der Forstverwaltung dienende*

Durchforstung geschlossen werden.

Rechtlich stellt sich demnach diese Selbstwer-

bung von Holz nicht anders als che n eint*

geringfügige Gebühr gestattete Einsammeln

von Kaff- und Leseholz dar. Ein solches Ein-

tmmeln ist aber nach der ständigen Recht¬

sprechung des RVA. dem forstwirtschaftlichen

Betriebe nicht zuzurechnen (zu vergl. RekursE.

1387, AN. 1805 S. 120).

Für die Anwendung des § 89 f der Satzung
der Reichsknappschaft genügt es, daß

der Pensionsempfänger auch nach der

Übertragung wirtschaftlich in irgend
einer Form an dem Unternehmen be¬

teiligt bleibt.

F. ehs RVA. vom 20, Oktober 1033 lifo Kn.

210 33

Die Feststellung des Knappschafts-OVA«, elaß die

Einnahmen aus dem früher von dem Kläger be-

triel n Gemischtwarengeschaft mindestens

oti v.H. des Jahresarbeitsverdienstes der höch¬

sten Lohngruppe* betragen, cler eler Kläger nicht

iae vorübergehend angehört hat, ist schon nach

den eigenen Angaben eles Klägers bedenkenfrt

Denn nach den Ausführungen des Klägers be¬

trugen die Geschäftseinnahmen monatlich 2(K)

Reichsmark, jährlich also 24<H) RM., während

der durchschnittlich Jahresarbeitsverdienst

eines Hauen im Pechkohlenbergbau nach den

bedenkenfreien Ermittlungen eles Knappschaft
t >V V mit 2514 RM. in Ansatz zu bringen ist.

Auch die* weitere 1 Stellung des Knappschafts-
OVA., daS aueh nach dei am I.Juli 10 U er¬

folgten lieb tgung des < KäftS n «*n

>hn Karl die I ieschäftseinnahmei mäfi § S0f

itz 2 eh*r Satzung der Reichsknappschaft dem

Kläger zuzurechnen sind, ist zutreffend. Denn

Anwendung des $ SOf Satz 2 der Satzung

setzt nicht voraus, daß es sich bei eler Ueber¬

tragung um ein Scheingeschäft im Rechtssinne

handelt hat; e s g e n ü g t viel in ehr zur

A nwendung d i i V «»i ^ c h ritt, d a &

der Pens] O n S e m p t ä n ger a u c h n o c h



»ch cl e r Uebertragung wirt¬

schaftlich in irgend iner Form

an dem Unternehmen beteiligt
bleibt. Daß aber eine völlige, auch wirt¬

schaftliche Loslösung des Klägers von elem bis¬

her von ihm betriebenen Geschäft nicht erfolgt
ist, dafi insbesondere eine* ernstliche Ausein-

adersetzung über das Unternehmen zwischen

dem Kläger und sein Sohn nicht stattgefunden
hat; konnte* das Knappschaf ts-OVA. beä der

egebenen Sachlage, die e*s eingehend erörtert

hat, ohne Ueberschreiturtg du Orenzen ch

Re*chts der freien BeweisWürdigung annehmen.

Der Hinweis, daß der Versicherte noch

zu „allen leichteren Arbeiten" fähig sei,

genügt bei hochgelohnten Arbeitern

nicht, um Invalidität zu verneinen.

1 des RVA. vom 25. Nnve*inl>ei 1933 [fo 1755 33.

N ie h den vorliegenden drei Gutachten Dr. A.,

Dr. Sp.. Di. Fr. ist der Kläger infolge Blutdruck¬

erhöhung, Aderverhärtung und Nervenschwäd

zur Ausübung seines Berufes als Schrauben¬

dreher unel Harter nicht mehr fähig, wohl ab

s«>ll er noch „alle leichteren Arbeiten'4 ver¬

richten können. Im Hinblick darauf, dafi 1

sich bei elem Klage r um einen qualifizierten
ehgelohnten Ai beitei handelt, hätt

näherer Nachprüfung bedurft, wie hoch elas für

ihn maßgebende Lohndritte] anzunehmen ist,

welche inei Ausbildung und seinem Beruf im

wesentlichen entsprechende Arbeiten er noch zu

verrichten vermag, unel >b er damit dieses

hndrittel verdienen kann. Die Feststellung,
dafi ei noch zu ..allen leichteren Arbeiten, wie*

,
Bot Vufsichtsposten u. ä.'\ fähig »

konnte- nicht ausreichen, da es sich dabei im

wesentlichen um Invalidenarbeiten bände*!t.

Für die Beurteilung des Anspruchs auf

Angehörigenunterstützung hat derjenige
Zeitraum, in dem der Versicherte wegen
Krankheit erwerbsunfähig war, außer

Betracht zu bleiben.

I des RVA. vom 21« Dezembei l1'

97g 32

IUa Kn.

Die* Begründung, dafi eine überwiegende Unter-
haitun ewährung di-\ Angehörigen zur Zeit

eier Pensionierung praktisch nicht möglich
w« der Rentenempfängei seit Oktobe
lo keinen Verdienst gehabt habe übersieht
die* in den E.en des RVA. Nr. 860 und 1000

(AN 10iX> S. 839 und AN. 1902 S 513) ent¬

haltenen rechtlicher chtspunkn Dana«
bat derjenige Zeitraum, in welchem der Ver¬

sicherte v n Krankheit erwerbsunfähig
wi ist. ,ils • Arbeitsverdienst überhaupt
nicht gehabt hat, für die I 'eilung des An¬

sprüche s aul Angehörigenunterstützung aufiei
ht zu b! n.

Mit Rüe iuf <h Mängel war das an-

efochtene Urteil aufzuheben und die Sache an

is Knappschafts-4 >V \ trückzuve .
In

m weiteren Verfahre wird d Knapp-
\. gegel nfall .-gehend

ic hten Beweismittel urdigen, ii

Uel it iber <J

nachgewiesenen Zahlungen an die Ehefrau auf¬

stellen müssen. Dabei wird auch festzustellen

sein, welchen Betrag die Ehefrau zum vollen

Unterhalt gebraucht, um so ermitteln zu können,

ob sie* von ihrem Ehemann Überwiegend unter¬

halten worden ist.

Der Anspruch auf Rückerstattung der

Beiträge ist von dem Anspruch des Ver»

Sicherungsträgers auf Beiträge gegen

den Arbeitgeber unabhängig. Die

Knappschaft ist daher nicht berechtigt,

gegen den Anspruch des Versicherten

ihren eigenen gegen den Arbeitgeber
aufzurechnen.

E. des RVA. vom 7. Dezember 1033 lila Kn.

W2 32 .

Die* Klagei waren ülx»r den I.Juli 1026 hinaus

in den Betrieben eler R.-A.d. in F. beschäftigt.
Diese* Betriebe sind durch ErlaR des RAM. vom

22. Juli 1027 mit Rückwirkung vom 1. Juli 1926

an von der KnappschaftsVptl. befreit worelen.

Gestützt hierauf haben die Klagei bei der Ver¬

waltung der Brühler Knappschaft elen Antrag
gestell ihnen die nach dem 1. Juli 1926

gezahlten Pensionskassenbeiträge zurückzu-

ei statter Die*se*r Antrag wurde von ejer Ver-

iltung abgelehnt und eler dagegen eingelegte
Einspruch vom (ieschäftsausschufi zurück¬

wiesen. Auf elie* Berufung hiergegen hat das

Knappschafts-OVA. die Beklagte* verurteilt, elen

Klägern die* nach elem l.Juli 1026 gezahlten
Pensionskassenbeiträge zurückzuerstatten.

Die Befreiung eines Betriebes von eler Knapp¬
st hattsVptl. nach $ 3 des Reie hsknnppschafts-

(RKnO.) ist auch mit riickwirkenelei

Kraft /ulnssi Es sinel daher die den Arbeit¬

nehmern von elem Zeitpunkt des Erlöschens dei

knapp dtlichen Voll, an abgezogenen und

an die* Beklagte angeführten Beitrag zui

iVnsionsk ohne Rechtsgrund an ehe* Beklagte
gezahlt worden. N ick ständiger Rechtsprechui
des RVA (zu vgl. EuM. Bd« 29 S. 474 Nr. 1%

hat iber ch Arbeitnehm* einen Rück-

ei stattungsanspi uch e*n eh Reichsknapi
schalt wegen zu Unrecht ihlter Pensions-

kassenbeiti in Hohe der ihm abgezogenen
Beiti

Es kann zunächst dahingestellt bleiben, ob ch

die* Befreiung aussprechende Erlab eles RAM.

ch, wie* ehe* Beklagte behauptet, den Widern

von dei Befreiuni ir den Fall d< Nicht-

/n dekommens eint i Einiguni r elie vom

Arbeitgeber an die Reichsknappschaft nach ^ 5

des RK zu leistende Eni idigung >r-

behalten hat. Denn nach der Aeufierung d*

Beklagten vor dem Knappschafts-OVA. ist

Einigung zwischen ihr und der R.-A.G. im Sin:

des $ 5 der RKn< »t; die R, ¦. zu F.

ist nur mit der Abzahlung eler ihl n

Entschädigung im Rii

I )t i Anspruch der K d Rück* ittun

i Beil ist ibei Anspruch d-

Bekl igten lie I inz unabhängij

Anspi stehen in ke Zusammen

ha; miteinand* Die- Bekle deshalb

nicht b htigt, pruch
Kl ihren eigene Anspi



g

R.-A.G. aufzurechnen oder wegen dieses An¬

spruchs ein Zurückhaltungsrecht gegenüber den

Klägern geltend zu machen (zu vgl. §§ 273,
387 des BGB.). Der Anspruch der Kläger be¬
steht daher zu Recht.

Das Knappschafts-OVA. hat weiter geprüft, ob

«Ier Anspruch der Kläger verjährt ist. Es hat

angenommen, daß gegenüber dem Anspruch
der Kläger rächt die Verjährungsfrist des § 144

Abs. 2 des RKnG., sondern die allgemeinen
Verjährungsvorschriften eles BGB. gelten.
Die Entscheidung dieser Frage kann aber im

vorliegenden Fall dahingestellt bleiben, weil die*

Berücksichtigung sowohl der Verjährung im

Sinne des $ 144 Abs. 2 des RKnG., wie der Ver¬

jährung im Sinne eler Vorschriften des BGB.

nur erfolgen kann, we*nn die Einrede der Ver-

{ährung «*i.ioben ist (zu vgl. E. EuM. Bd. 27

.
106 Nr. 44). Die Beklagte hat elie Einrecle cler

Verjähruno aber erst im Verfahren vor dem

Revisionsgericht erhoben. Hier kann eine solche
Einrede jedoch nicht mehr erhoben werden (zu

Igt. auch Stein-Jonasr Zivilprozefiordnung,
Uel. 2 S. 154 oben). — Die* Revision der Beklagten
war dabei /unick/uw- .-.

Zur Frage der Versicherungspflicht in der

Unf.-Vers. Die wirtschaftliche Stellung
des Verletzten ist in erster Linie von aus¬

schlaggebender Bedeutung.
E eles RVA. vom 15. Dezember 1933 Ia
5802/324.

Der Kraftwagen, mit elem der Klagei am

13. Januar 1031 beim Ausfahren von Flaschen¬
bier der Brauerei Ek. G.m.b.H. verunglückt ist,

hörte der Brauerei und war für sie* zugelassen;
streitig ist, ob der Kläger elas Bier als selb¬

ständiger Unternehmer vertrieben hat oder f>

triebsangehoriger des Brauereibetriebs war.

«Der Vertm zwischen dem Kläger unel dei
I': rei war rechtlich allerdings festalti

i£ dadurch e*in i etliches Arbeitnehmerver¬
hältnis nicht begründet wurde*. Der Kläger be
hielt vielmehr eine* gewisse Unabhängigkeit in

der Bestimmung von Arbeitsort unel -zeit unel

in dei iswahl eler Kunden, seine* Entlohnung
erfolgte ohne Rücksicht auf den Zeitaufwand
durch eine* Provision von 10 v« HU und es w

ihm auch nicht verwehrt, seine Arbeitskr
noch anderweiti ils Aushilfskellner) zu •

werten« Für die Annahme des OVA., daß i

sich nur um eine- Scheinvereinbarung handelt
be t kein ausi eichender Anl

ir die Fr VPfl, ist \i
Linie elie wirtschaftliche Stellung d< s K rs

ebendei Bedeutung. Der f

rtägt über kein eigei Betriebskapital und
leshalb darauf angewic dafi die- Brau

•hm den Kaufpreis tüi is bezo

stundet, I its - > (iel< »n

n Kund» I halten hat. Er Ist .

Ki iftv% ht il
Bierve haften durch/

Kren, besitzt aicht die Mitte

Kraftfahrzeuj
11ansport ^\n/ Die* \h n,

K: rtriebenei I

nicht lie H

tung für den Kaulpreis ist bei der Vermögen
losigkeit des Klägers wirtschaftlich wertlos; der

Kläger ist daher außerstande, auf die Preis¬

gestaltung Einfluß zu nehmen. Andere Bezugs-
ejuelleri stehen ihm aber nicht zur Verfügung.
Daraus e*rgibt sich eine so starke wirtschaftliche
Abhängigkeit des Klägers, daß seine rechtliche

Unabhängigkeit praktisch bedeutungslos ist.

Der Kläger ist deshalb nicht selbständig«
Unternehmer im Sinne der UnfV., sondern muß
als Angehöriger des Betriebs der Brauerei Ek.

angesehen werden. Der Unfall des Klägers ist

infolged n ein Unfall im Betrieb» eh

Brauerei, für den elie Beklagte entschädigungs¬
pflichtig ist.

Die Feststellung des Oberversicherungs¬
amtes, daß der Kitiger noch imstande

sei, durch Lohnarbeit dieVerdienstgrenze
zu erreichen, darf mit Rücksicht auf den

hohen Lohn eines „Formers" nicht ohne

nähere Prüfung erfolgen.

1; les RVA. vom 14. M 1933 IIa 2842/32*.

Zu Unrecht bezogene Leistungen eines

verstorbenen Rentenempfängerskönnen

gegen die zu gewährende Bestattungs¬
beihilfe (§ 34 RKnG.) aufgerechnet wer¬

den.

i: des RVA. vom 20.Oktober 1933 - lila Kn.

Ml 32.

Dea Senat hat seinen Beschluß vom 31. März

1933, mit dem er ehe Sache nach $ l^o des
RKnG. in Verbindung mit $ 1717 der RVO. an

den Großen Senat verwiesen hatte*, aufgehoben,
Voraussetzung hu die Verweisung

nachträglich nicht tür vorliegend hielt D

Verweisungsbeschluß war, wie sich aus seinei

hiermit in Bezug genommenen Begründung er¬

bt, für notwendig t worden, weil sich

in de l dei Aul echenbarkeit von An¬

sprüchen aus er SV. zvn «en des RVA.

überstanden, deren einer dei aal folgen
Bei der erneuten Prüfung hat sie ibei

geben, dafi keine diesei E*en auf dei

nden Fall zutrifft.

M d für eh*n Abgabe hluß ir di<
06 I VN, 1918 167, EuM. Bd. II S. 190 Nr. -

Di h. spricht eine- I hränkung d< \uf-

chnung über Rentenanspruch«
is, d. h. enübei Anspi üchc iie* i

de Jlgemeinen und tlichen Ausfüh¬

rt! i die :|s wiederkehrende Leistung«
r Bestreitung les Lebensunterhalts des b

sollen unel deshalb h

.liehen Charakter Ira Im vorli« n

handelt si< nid ui einen

R# nspruch des Klage ern un

Anspruch auf d ittungsb<
Abs. I Nr. 5 des RK

r Reichsknappschaft. Anspruch
\ ich vor R

Ei geht i

I • -,-¦ , j und ckt kui I nk

des Lei ts des I»

ielt sieh V

V



• • V. nicht vei It wirel. Dem Anspruch aul

B ttungsbeihilfe kommt hiernach ein höchst-
nlicher Charakter, wie elem Renten¬

anspruch, nicht zu. Damit entfällt aber auch

g« r eliesem Anspruch elas Aufrechnungs-
mrnnis, das in eler E. 3006 näher elem

Rentenanspruch aus dessen Natur und Zweck¬

bestimmung hergeleitet ist. Bei eler ganz anders

rteteri Sachlage eles vorliegenden Falles be¬

utet demnach ei: and rechtlicl Be¬

urteilung eler Aufrec hnungsbetugnis weder ei:

Abweichung von dem Grundsatz eler I:. 3006

noch auch von eh weiteren, in elem Ver¬

weisung sbe-sehInfi innten eles Zweite
Revisionssenats vom IS. Februar 1932 — II

Kn. (M1 31 I
,
di auch d die Auf-

chenbarkeit von Rentenansprüchen behandelt
in Grund zui Verweisung eler Sach tn den

Gieilten Senat liegt somit nicht vor. Es kann

h dahingestellt bleiben, ob und inwieweit

twa ehe* vorgenannten beiden E.en miteinander
Ic i spruch stehen.

N h Ii elem Ai ihrten besteht kein Anlaß, den

Anspruch aut Bestattungsbeihill hinsichtlich

inei Aufrechenbarkeit besonderen Grundsätzen
zu unterstellen, i muß vielmehr ehe Auf-

chnung ihm gegenüber dann für zulässig ge¬
ilten weiden, wenn djp allgemeinen Voraus-

en für eine solche* I tegenseitigkeit,
leu hartigkeit, Fälligkeit — gegeben sind (zu
d. S>: 3S7 ff, dt s BGB.). Da gegen elie» diese

Voraussetzungen bejahende E des Knapp-
hafts-4 >YA. Bedenken nicht bestehen und i

»ich bei den von dem Vatei des Kl rs bc

rogenen Leistungen unstreitig um zu Unrecht

«zahlte Leistungen de Versicherungsträgei
im Sinne eles i> 226 eles RKnG. gehandelt hat,
muhte eüe Revision des Kl I s gegen die B.

es Knappschafts-( )VA. zui ückgewiesen werden.

§ 1255 RVO. Verweisung auf anderweite

Tätigkeiten. Prüfung der Verdienst¬

grenze bei gelernten Berufen.

B« des RVA. vom 16. Februar 1034, II .. »71 33*.

Es hatte festgestellt werden müssen, wie* hoch

,s Durchschnittseinkommen des Klägers als

Kesselschmied zu b i ist, und ob

»Is Sanitätsgehilfe I Schreiber bei dei
Reie hsbahn mindestens in Drittel des Ein-

komnv eines Kesselschmiedes erzielt hat oeh

zielen konnte. Denn einerseits ist eler K er

u Verrichtung »n K learbeiten
nicht mehr in der I ¦•, andererseits kann er,

»wohl gelernter Handwerker, durchaus auf elie

mehr dem allgemeint A rbeitsmarkt

hörige, in groß i Betrieben bestehende I itig-
keit ei Sanitätsgehilfen bzn chreibers ver*

wie erden, zumal ? solche Stellung
il 0 Jahren bekleidet hat und er mir * en

Arl* itsmangel n worden b

Das Knappschaffsrecht kennt ein wirk¬

sames Anerkenntnis von Teilvorausset¬

zungen für einen gesetzlichen Anspruch
nicht.

i R\ ,n, 12.Januar 1934 III. Kn.

72~> 33 3.

n Knappschafts-OVA. hatte, bevor i lern

Kl i das Altersruhegeld zusprach, von Amts

wegen prüfen müssen, ob der Kläger auch die

aelerenf im §58 a.a.O. aufgestellten Voraus-

ungen für den Anspruch auf Altersruhegeld
erfüllt, insbesondere ob er 300 Beitragsmonate
zurückgelegt habe. Wenn die Beklagte in ihrem

ablehnenden Bescheid vom 13. April 1932 aus-

ihrt hat, eler Kläger habe ein Dienstalter

von 300 Beitragsmonaten erreicht, so kann dar-

uf nach der ständigen Rechtsprechung des
RVA. ein Anspruch auf Altersruhegeld nicht

begründet werden. Denn das Knappschaftsrecht
kennt ein wirks s Anerkenntn, von Teil-

Voraussetzungen tür einen etzlichen An¬

spruch nicht (zu vgl. elie E. in Sachen Sehr.,
Illa Kn. 1293 30 3). Es liegt hinsichtlich der

Zurücklegung von 300 Beit] nonaten auch

nicht ein Zugeständnis von Tatsachen vor,

weiche elas Knappschnits~OVA. von el»

weiteren Nachprüfung befreit haben müßt»

denn die Frage, ob cler Antragsteller Beitrags-
monate im Sinne eles § 58 a. a. O. zurückgelegt
bat, ist eine Rechtsfrage (zu vgl. E. 4383,
AN. 1<>12 S. IV 241, EuM. Bd 32 S. 294 Nr. 131

tr. di Nichtanrechnung von Krankheits¬

monaten, ferner die E.en lila Kn. 778/32/2 unel

1056 32'2 betr. elie Nichtanrechnung von Militär¬

ler Kriegsdienst Zeiten).

§ 915 RVO. Der Versicherungsschutz er¬

streckt sich in der Regel nur auf die land¬

wirtschaftliche, nicht aber auf rein haus-

wirtschaffliche Tätigkeiten.

E, des RVA. vom 23. Februar 1934 he f>77 32 -

In tatsächlicher Hinsicht hat elas RVA. at

(irund eler eigenen Angaben cler Klägerin b

ihrer Vernehmung durch den Iirmittlungsbeam-
ten ehr Beklagten sowie dei Aussage eler Zeugin
H, iür erwiesen angesehen, dafi «li• * Klägerin in

den frühen Morgenstunden eles 1^. April 1930

damit beschäftigt war, für ihren Ehemann, der

als Tagelöhner sich zur Arbeit begeben mußt

Kalier ni kochen unel daß sie bei ciieser Ge¬

legenheit eänen auf elem Herd stehenden Topf
mit Wasser, in e]em sich auch Knrtolieln be¬

funden haben n n, beiseite gerückt hat, wo-

bei sie sich heifies Wasser aus ehesem Topf
über ehe» FQfie geschüttet hat. Selbst wenn als

richtig unterstellt wirel, daß der Inhalt eles bei¬

seite berückten Topfes — die vom Abendessen

an 1 zuvor übriggebliebenen Kartoffeln —

/ur Zubereitung von Viehfutter bestimmt war,

c ht ciieser Umstand unter Berücksichti¬

gung des übrigen Sachverhaltes nicht aus, um

hie inen landw. Betriebsunfall anzuerkennen,

kommt vielmehr entscheidend darauf an, be»

»Icher Tätigkeit die Klägerin elen Unfall er¬

litten hat. Nach ihrer eigenen, mit eler Aus~
• der Zeugin H. im wesentlichen überein¬

stimmenden Angaben war sh im Begriff,
Kaffee zu kochen, also mit einer rein hauswirt-

schafthehen Tätigkeit befafit. Wenn sie hierbei

auch c|en zum Kochen von Viehfutter bestimm¬

ten I >pi hat ant n und beiseite rücken

m» n, so handelte s: danach in diesem

Augenblick ausschließlich in Erledigung eine

hauswirtschaftlichen Verrichtung. Mit der land¬

wirtschaftlichen Betriebstätigkeit eh. n hing
ihr Tun in eliesem Augenblick nicht zusammen.



§ 545a RVO. - Wegeunfall.

Ein Weg, der unternommen wird, um ein

Betriebsmittel instandzusetzen, mit dem

später der Weg zur Arbeitsstätte zurück¬

gelegt werden soll, ist nicht ein Teil des

Weges zur Arbeitsstätte, sondern stets

ein Weg zur Besorgung eigenwirtschaft¬
licher Angelegenheiten.
E. des RVA. vom 20. November 1933, la 5Q50

323.

Der Senat hat tür f< It erachtet, dafi eler
Maschinist Alired St. auf dem Wege /wisch

B. und m Wohnort S. verunglückt i

wofür jedenfalls die polizeiliche Peststellung
ber die La Ier Unfallstelle spricht. Der Aut-

issung eles OVA., dafi der todbringende Un¬
fall sich aui dem mit eler Beschäftigung im B

triebe zusammenhangenden Wi rstor-

benen zu seiner Arbeitsstätte im NO. zugetra-
en habe, vermochte der Senat nicht beizu¬

treten. Die Klägerin behauptet, ihr Ehemann

•i im Begriff gern ,
mit seänem Motorraei

ZU seiner Arbeitsstelle nach N. zu fahren, v

er um 2 Uhr den Arbeiter B. abzulösen hat:

da aber in seänem Motorrad ein Ventil un-

elicht geworden war, m r mit elem Fahrrad
eler Klägerin nach B. - also in der seiner Ar-

itsstätte enti/eerengeset/ten Richtumg —

ge¬

fahren, um sich in r|em Fahrradgeschäft von

J. ein neues Ventil ZU besorgen; da jeeloch ein

hes in dem Fnhrrnelgeschäft nicht vorrätig
uesen sei, habe* er sie I,, um noch rechtzeitig

tat seiner Arbeitsstelle einzutreffen, von J. ein

and<:'-> Motorraeb elas er kürzlich von ihm

kauft, abe>r noch nicht bezahlt hatte*, leihweis
ben lassen und mit eliesem elie Fahrt nach

V angetreten. Selbst wenn diese an sich wenig
glaubhaft i scheinend Darstellung zutreffen

und ehe Besorgung des Ventils nicht vielmehr

mit elen kurz zuvor zwischen dem Verstorbenen

unel elem Motorwärtci St. gepflogenen Ver¬

kaut sver bandhingen zusammengehangen haben

würde eloch der Rückweg ve>n B., auf

dem eler todbringende Unfall sich ereignet hat,
nicht is n elem Versicherungsschutz eh

$ 545a der RVO. unterlie Ier Weg zur Ar~

beitss: anzusehen sein. Deia» ein W'Vo, eh

unternoi n wirel, um ein Betriebsmittel in¬

standzusetzen, mit dein später der Weg zur Ar¬

beitsstätte* zurückgelegt werd< soll, ist noch

niemals als ein Teil eles Weges - Vrbeit!

statte», sondern stets als ein We*Lr zur I r-

nwirtschattlicle \
.

•

'

.

¦ i iten an-

hen worden. Das gleiche», was hiernach fin¬

den Weg nach dem Fahrradgeschäft von J. in

B. gilt, muß aber nach der ständi Recht¬

sprechung des RVA. auch für der Rückweg
von diesem * ie» häft • (zu

Schulte-Holth; a, UnfV. 4. Aufl. S. 67

am. 3 Abs. 2 zu $ 545a eler RVO.). Selbst wenn

also det Verstorbene von B. aus unmittelbai

d. h. ohne sich vorher in seiner Wohnung in

S aufzuhalten — nach seiner Betrie]

\ hätte fahren wollen, wurele zum mindeste

der Teil eles Weges (zwischen B. und S.). auf

Ier Unfall sich ereig hat, als Rückwe

»n einer eigenwirtschaftlichen Verrichtun

am n w- n müssen.

Da hiernach nicht rkannt werelen kann, elaß

der Tod des A. St. die Folge eir Betriebs¬

unfalls auf dem versicherten Weg zur Arbeits¬

stätte im Sinne des § 545a der RVO. gewesen

-t, steht der Klägerin ein Anspruch auf Un¬

fallhinterbliebenenrente nicht zu.

§ 545 a RVO. - Wegeunfall.
Sturz eines Arbeiters von einem Auto, auf

das er während der Fahrt aufgesprungen
war, um seinen Arbeitsort schneller zu

erreichen, als entschädigungspflichtig
anerkannt.

E. des RVA. vom 6. Dezember 1933, b 2720/320.

Das RVA. hat der angefochtenen Entscheidung
nicht beitreten können. Es hat nach der Akten¬

lage die Ueberzeugung «gewonnen, daS sich die

Vorgänge voi elem Tod» ^ Krei H. am

in. April 1M31 un ihr folgendermaßen abg*

spielt haben:

Die- Arbeitskollegen W. und Kl hatten in Sein

den Kraftwagen eles Kaufmanns E. bestiegen.

e sahen, dafi II. auf elen Kraftwagen zulk

achteten aber nicht weiter auf ihn. H. ist dann

offenbar hinten auf den Kraftwagen gesprungen

und, nachdem er eine Strecke mitgefahren war,

200 bis 4fK) m von seiner Arbeitsstätte entfernt

abgestürzt
Diese Peststellung gründet das RVA. auf che An-

• i eler Zeugen W. und M., die Fundstell

des Verunglückten und die Tatsache, dafi an

einer mit dem Kraftwagen beförderten Blumen¬

kohlkiste eine Latte abgebrochen war, was dar¬

auf schlichen läßt, elaß HL, als er herunterzu¬

stürzendrohte,sich daran festgehalten hat und sie

dabei zerbrochen ist. Außerdem befand sich an

eler Sohle eines Schuhs des FL deutlich eler Ein¬

druck, elen das Scharnier eler hinteren Waget

klappe, auf dem H. gestanden hatte, hinter¬

lassen hatte Es kann daher gar keine Rede

davon s< in, elaß H. etwa nur aufgesprungen

war, um seine Geschicklichkeit zu erproben« Ei

wollte vielmehr eleu Weg zur Arbeitsstelle

hneller und bequemer zurückh gen. Mag die-

Verhalten auch unvernünftig gewesen sein

und eine erhöhte Gefahr geschaffen haben, se»

schließt dies eloch elie» Annahme eines Betriebs¬

unfalls nicht aus (zu vergleichen RVO. mit An¬

merkungen, herausgegeben von Mitgliedern des

RVA. Bd. 3, 2. Aufl. S. 85, Anm, 61> II ff. zu

§ 545a der RVO., E. 1034 I, AN. 1920 S. 151,

EuM. 12 S. 106; Aufstellung über Wegeunfälle
AN. 1928 S. IV 303 Nr. 55, 56, 58. 59 AN, 1930

S, IV 112, Nr. 50, 51, 53, 54). Die durch die.

Vierte VO. eles Reichspräs, zur Sicherung von

Wirtschaft und Finanzen unel zum Schutze d,

inneren Friedens vom 8. D- u \x i 1931, 5.Teil,

Kap. II. Absch. I. g 1 (RGBl. I S 699) eing

führte \ chrift, daß eler Schadenersatz ganz

teilweise* versagt werden kann, wenn b

Ei hun« eines Unfalls auf elem Wege nach

und von dei Arbeitsstelle ein Verschulden eles

Versicherten mitgewirkt hat, gilt erst für Un-

sich na< h elem (> D nber 1931 e>?

habe*/

i hierna lie Gründe rs denen das OVA.

Entschädigungsansprüche der Kläger abge*-
hnt hat, nicht zutreffen, wai elas Urteil de

( )V\. aufzuheben. Das RVA. hat elie* Sache zui

uten Entscheidung an elas OVA zurück-



rwi* lamit <li nurimehr prüft, ob c;

>rigen Voraussetzungen für die Gewährung
der Rente nach $ 5Q3 RVO. gegeben sind, w

eh Beklagt* in ihrem Ablehnungsbescheide
in 13. Juli IVil ebenfalls verneint hatte. In

dii Entse hing, die gemäß $ 170O Xr. 11

RV( ndgülti^ sein wirel, hat elas OVA. auch

über ehe außergerichtlichen Kosten des Verfah-

iis zu befinden.

§ 112a Abs. 1 Nr. 1 AVAVG. §§ 1771,

1772 RVO. - Ruhen oder Anrechnung
der Rente.

Renten, die der Arbeitslose auf Grund

derReichsversicherungsordnung bezieht,
sind auf die Arbeitslosenunterstützung
anzurechnen.

E lesRVA. vom 17.November 1933, Da 7042/323.

Der Kläger erhält seit langen Jahn Un-

fallrente, zuletzt in Höhe >n 422,40 RM. jähr¬
lich. Die* beklagte LVAnst. hat ihm elurch \\

heid vom IS. April 1^32 t\ie InvRente rück¬
wirkend vom 1. 1932 mit 547/20 RM

hrlich bewilligt, diese aber im Betrage di

'Inlallrente- /um Ruhen gebracht« Demnach g<
nur 347,20 RM. weniger 422,40 RM.

124,80 RM. jährlich oder 10,40 RM. monatlu

von der InvRente zur Auszahlen,

Weitei hat die Beklagt« en für <\ie Zeh vom

I. Januar bis 31. Mai 1932 fälligen Rentenbetrag
(10,40 RM. • 5 ) 52 RM. dem Arbeitsamt F.
/ur Deckung dei vom Kl vom 13. Janw
bis 4. April 1932 angeblich zu Unrecht empfan-

nen Arbeitslosenunterstützung in Höhe von

121,22 RM. gezahlt.
Das OVA. hat die i n den Bescheid eler Be¬
klagten eingelegte Berufung zurih kgewiesen.
Der Revision konnte dei Erfolg zum Teil nicht

rsagt werden. Sie* ist insoweit begründet, ils
is OVA übei den Ersatzanspruch des Ar-

beitsai entschieden hat. Nach $ 112a, A
itz 1 Nr. 1 des Gesetzes übei Arbeitsvermitt¬

lung und Arbeitslosenversicherung sind Renten,
riie dei Arbeitslose iu! Grund dei RVO. be¬
zieht \\ die Alu. anzurechnen. Gemäß Abs. 3

1 K kann elie RfAuA., falls einem Arbeiu
losen entgegen diesen Anrechnung < ,»itn

Unterstützung gewährt worden ist, tu. die» zu¬

viel gezahlten Beti i aus dei Rente be

ansprachen. Streit üb« r «ii«- Ersatzansprüche
wird, wenn, wie hier ein VTr. in Ansprw
»inmen wirel, un Spruchverfahren der RV< >

(schieden. N u h $§ 1771, 1772 der RV<
ittc tlso in erstei Instanz das VA. entscheide

müssen. Da dies bishei nicht hehen ist,
konnte das < >VA« nicht • I

rstößl also, soweit den Ersatzansßruc
des Arbeitsamts F. betrifft, da*- eltende
Recht und mußte infolgedessen in diesem
Punkte- aufgehoben werden (l: lf tö AN. W

IV 246, EuM. Bd. 34 S. 321 X 127). Es muß

Beteiligten anheimgestellt werden, entwedc

»na- Ii. nach $ 177 des Gesetzes üb beits-
\ ermittlung und A i beitslosenversicherung odi

§ 112a Vbsati 1 des t übe r Ar¬

beitsvermittlung und Ai beitslosenversicherun

Verbindung mit ^ 1540, 1772 der RVO.
[zuführen.

* das Uite'l des ( >V\. inSOWJ .! ; licht

zu beanstanden, als es über das Ruhen dei
InvRente entschieelen hat. Nach § 10 Absatz 1

Abschnitt 1 Kapitel IV Fünfter Teil der Vier-

n VO. des Reichspräs, zur Sicherung von

Wirtschaft und Finanzen und zum Schutze eh

inneren Friedens vom 8. Dezember 1931

(RGBl. I Seite 6Wff.) ruht die InvRente neben

einer Verletztenrente aus der UnfV. bis zur

Höhe dieser Bezüge. Da der Bescheid der B-

klagten erst nach dem 31. Dezember 1931 er¬

lassen und die InvRente erst vom 1. Januar 1932

an bewilligt worden ist, so findet die Vorschrift

eles $ 11 Absatz 4 a.a.O.. wonach ein Betrag
von 5 RM. monatlich unberücksichtigt zu

lassen ist, keine* Anwendung. Die Revision ist

daher in dieser Hinsicht unbegrünc un 1

mußte somit zurückgewiesen werden.

Nur die tatsachlich vorliegenden Bei¬

tragsmarken sind bei Prüfung der

Wartezeit und Anwartschaft zu berück¬

sichtigen. Keine Verpflichtung der OVÄ.,

die Übertragung und Erneuerung ver¬

lorengegangener Karten und Marken

im Rechtsmittelverfahren auszusprechen.

I; des RVA. vom 8. November 1933 IIa 6248

I

Dri nach ständiger Rechtsprechung des RVA.

nur die tatsächlich vorliegenden Beitrags¬
marken vom ( >VA. zu berücksichtigen sind,
konnte dieses anbei acht lassen, ob, wie es nach

en bisherigen Ermittlungen di-\ Fall zu sein

heint, die Quittungskarte Xr. 1 mehrfach aus-

stellt worden ist. ob davon eil 1er mehr«4

en verlorengegangen sinel und I> elie

trüberen Arb» ber (i. um) K. tatsächlich in

diesen Karte tüi den geefährdeten Anwart-

haftszeitraum Märkten in einem ehe Anwart¬

schaft erhaltenden Umfang entri« htel habe

Dafi das an sich möglich ist, ist nicht von dei

Hand zu weisen, denn die» vorliegenden Aus¬

künfte »rechen allerdings bis zu einem g<

wissen Grade dafür. Das OVA. hätte zwar die

Ei ne urrung und Uebertragung verlorengegan-
ener Karten und Marken, wenn i Nach-

is Is erbracht ansehen könnt« luch im

Rechtsmittelverfahren aussprechen können (zu

vgl. E. 2433 II AN. 1918 S. 208, EuM Bd. in

S 310 Nr. 134; siehe auch EuM. Band 14 S. 372

Xr. 1SI). Es war dazu aber nicht verpflichtet,
denn für die Erneuerung und Uebertragung i

in den $$ 1421 ff. der RV( >. ein besonderes
Tfahren vorgesehen. Wenn das ( >VA. daher

im Rechtsmittelverfahren nicht selbst über <1

Erneuerung unel Uebertragung entschied oder

nicht wenigstens die Entscheidung über die B

ifung aussetzte und ehe* Kläger aui das Ver-

hren nach $$ 1421 ff, der RV< >. verwies, s

ist darin ein Verstoß n das bestehende

Recht nicht zu erblicken (vgl. auch E. H><>4 II

AN. 1912 S. EuM. Bd. 1 S« 284 Xr. 176).
Auch liegt keine* Verletzung des Rechtes ch

freien Be* eiswürdigung oeler cler Sachaufklä¬

rungspflicht vor, da, wie erwähnt, elas OVA,

nur zu prüfen hatte, ob der Anspruch der Kl-

Zeil seiner Entschädigung begrü
t ist unel deshalb aui elen etwaigen Verlust

*n Karten und Marken nicht inzugehen
iiicl
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